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Selbstständige sollen während
der Schwangerschaft und nach
der  Entbindung  die  gleichen
Mutterschutzleistungen
erhalten  wie
Arbeitnehmerinnen
Selbstständige sollen während der Schwangerschaft und nach der
Entbindung  die  gleichen  Mutterschutzleistungen  erhalten  wie
Arbeitnehmerinnen.  Dies  fordert  der  Bundesrat  von  der
Bundesregierung  in  einer  Entschließung,  die  auf  eine
Initiative von Nordrhein-Westfalen und Hamburg zurückgeht.
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Geringer  Frauenanteil  bei
Selbstständigen 
Der Bundesrat begründet seine Forderung mit dem immer noch
auffällig  niedrigen  Anteil  von  Frauen  bei
Unternehmensgründungen und in der Geschäftsführung von Start-
Ups sowie kleinen und mittleren Unternehmen. 

Gleichbehandlung  mit
Arbeitnehmerinnen
Die  deutsche  Rechtsordnung  enthalte  Regelungen  für
Arbeitnehmerinnen, Beamtinnen und Richterinnen – nicht jedoch
für Selbstständige. Es müssten gleichwertige Verhältnisse in
Bezug auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie geschaffen
werden,  um  den  Frauenanteil  unter  den  Selbstständigen  zu
erhöhen. Daher sei es notwendig, die bestehenden Nachteile für
selbständige  Schwangere  oder  Mütter  in  der  Zeit  nach  der
Entbindung  abzubauen,  um  so  einen  wichtigen  Beitrag  zur
Gleichstellung von Frauen und Männern zu leisten.

Unternehmerinnen  im  Handwerk
besonders betroffen
Gerade junge Unternehmerinnen hätten oft noch keine Rücklagen
für eine ausreichende Vorsorge. Ihnen drohten beim Ausfall
durch  Schwangerschaft  und  Geburt  Auftragseinbußen  und
Umsatzrückgänge,  die  bis  zur  Insolvenz  führen  könnten.
Unternehmerinnen im Handwerk seien besonders betroffen, da die
Arbeit oft körperlich belastend und in dieser Lebensphase der
Investitionsbedarf  besonders  hoch  sei.  Daher  müssten  für
Gründerinnen und Selbstständige Instrumente geschaffen werden,
die einerseits Rückhalt zur Gründung geben und andererseits
schwangerschaftsbedingte  Betriebsschließungen  verhindern,
verlangt  der  Bundesrat.  Finanziert  werden  könnten  diese



Instrumente  durch  Bundesmittel  oder  durch  Schaffung  eines
solidarischen Umlagesystems.

Wie es weitergeht
Die Entschließung wird der Bundesregierung zugeleitet. Diese
entscheidet, wann sie sich mit den Länderforderungen befasst.
Feste Fristvorgaben gibt es hierfür nicht.
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